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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Franz Rieger, Walter Tauben-
eder, Alex Dorow, Judith Gerlach, Alexander Kö-
nig, Alfred Sauter, Thorsten Schwab, Karl Straub, 
Jürgen Ströbel, Mechthilde Wittmann CSU, 

Dr. Linus Förster, Susann Biedefeld, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Diana Stachowitz SPD, 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muthmann, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Tanja Schwei-
ger, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Christine Kamm, Jürgen Mistol BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Subsidiarität – Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in 
Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuererklärung 
(BR-Drs. 735/13) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bei den Bera-
tungen des Bundesrats zum Vorschlag für eine Richt-
linie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuer-
system in Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuerer-
klärung (BR-Drs. 735/13) auf Subsidiaritätsbedenken 
hinzuweisen.  

Sie wird ferner aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bun-
desrats finden.  

Begründung: 

Gegen den auf Art. 113 AEUV gestützten Richtlinien-
vorschlag bestehen sowohl kompetenzrechtliche als 
auch Subsidiaritätsbedenken. 

Nach Art. 113 AEUV hat der Rat lediglich die Befugnis 
„Bestimmungen zur Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften über die Umsatzsteuer“ zu erlassen, „soweit 
diese Harmonisierung für die Errichtung und das 
Funktionieren des Binnenmarkts und die Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen notwendig ist.“ 

Dem Grunde nach sind von dieser Ermächtigung nur 
materiell-steuerrechtliche Bestimmungen erfasst, die 
eine harmonisierte Bestimmung der steuerlichen Be-
messungsgrundlage im Binnenmarkt ermöglichen und 
damit eine Belastungsneutralität aller Unternehmer 
innerhalb der Union. Dementsprechend betreffen die 
Regelungen der MwStSystRL derzeit nur die Rege-
lungen für eine einheitliche steuerliche Bemessungs-
grundlage. Die primärrechtliche Kompetenzzuweisung 
erstreckt sich damit inhaltlich nur auf Regelungen zum 
materiellen Umsatzsteuerrecht, nicht aber auf Best-
immungen mit verfahrensrechtlichem Gehalt – diese 
sind Sache der Mitgliedstaaten.  

Zu keiner anderen rechtlichen Beurteilung führt es, 
dass die Verfahrensvorschriften in die Umsatzsteuer-
gesetze der Mitgliedstaaten eingebettet werden sollen 
und nicht – wie in Deutschland üblich – in der steuer-
artenübergreifenden Abgabenordnung geregelt sind. 
Denn an ihrem Gehalt als reine Verfahrensvorschrif-
ten ändert sich dadurch nichts. 
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Mitteilung 

Beschluss des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegen-
heiten sowie regionale Beziehungen zum Antrag der Abgeordne-
ten Dr. Franz Rieger, Walter Taubeneder, Alex Dorow, Judith Ger-
lach, Alexander König, Alfred Sauter, Thorsten Schwab, Karl 
Straub, Jürgen Ströbel, Mechthilde Wittmann CSU, 

Dr. Linus Förster, Susann Biedefeld, Hans-Ulrich Pfaffmann, Dia-
na Stachowitz SPD, 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn, Bern-
hard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Günther Felbinger, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Dr. Leopold Herz, Nikolaus 
Kraus, Peter Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muthmann, Prof. Dr. 
Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Tanja Schweiger, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Christine Kamm, Jürgen Mistol BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Drs. 17/120, 17/121 

Subsidiarität - Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Ände-
rung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwert-
steuersystem in Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuerer-
klärung (BR-Drs. 735/13) 

Es wurde nicht beantragt, die Angelegenheit der Vollversammlung 
vorzulegen. 

 

Der Beschluss des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegen-
heiten sowie regionale Beziehungen gemäß § 151 der Geschäftsord-
nung für den Bayerischen Landtag vom 26.11.2013 auf Drs. 17/121 ist 
somit endgültig.  

Landtagsamt  
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Beschluss 

des Ausschusses für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

Der Ausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten sowie regionale Beziehungen hat in seiner 
heutigen Sitzung beraten und gemäß §151 der 
Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag 
(GeschO) die Eilbedürftigkeit des nachstehenden An-
tragsbegehrens festgestellt und deshalb vorläufig an 
Stelle der Vollversammlung beschlossen *): 

Antrag der Abgeordneten Dr. Franz Rieger, Walter 
Taubeneder, Alex Dorow, Judith Gerlach, Alexan-
der König, Alfred Sauter, Thorsten Schwab, Karl 
Straub, Jürgen Ströbel, Mechthilde Wittmann CSU, 

Dr. Linus Förster, Susann Biedefeld, Hans – Ulrich 
Pfaffmann, Diana Stachowitz SPD, 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muthmann, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Tanja Schwei-
ger, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Christine Kamm, Jürgen Mistol BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drs. 17/120 

Subsidiarität – Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in 
Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuererklärung 
(BR-Drs. 735/13) 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bei den Bera-
tungen des Bundesrats zum Vorschlag für eine Richt-
linie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuer-
system in Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuer-
erklärung (BR-Drs. 735/13) auf Subsidiaritätsbeden-
ken hinzuweisen. 

Sie wird ferner aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bun-
desrats finden. 
 

Der Vorsitzende 

Dr. Franz Rieger 

*) Die Entscheidung ist abschließend, wenn nicht eine 
Fraktion oder 20 Mitglieder des Landtags bis 
10.12.2013 beantragen, die Angelegenheit der 
Vollversammlung vorzulegen. 

Hierüber wird nach Fristablauf in Drs. 17/122 infor-
miert. 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über einen Verordnungsentwurf und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Ausgenommen von der Abstimmung ist die Listennummer 2, die einzeln beraten wer-

den soll.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen zum Verordnungsentwurf und zu den übrigen Anträgen verweise ich auf die

Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist,

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der

FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Ich

sehe keine. Enthaltungen? – Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
7. Plenum, 10.12.2013 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über einen 
Verordnungsentwurf und der nicht einzeln zu beratenden Anträge zu Grunde 
gelegt wurden gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 4)  
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 
 

1. Antrag der Staatsregierung 
auf Zustimmung gemäß Art. 21 Abs. 2 Satz 4 des Denkmalschutzgesetzes zum 
Entwurf einer Zwölften Verordnung über den Entschädigungsfonds nach dem 
Denkmalschutzgesetz 
Drs. 17/43, 17/235 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

2. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Garantie für Lehrerstellen: Demografische Rendite muss im Schulsystem bleiben 
Drs. 17/20, 17/176 (A) 
 
der Dringlichkeitsantrag wird gesondert beraten 
 

3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Flüchtlinge menschenwürdig unterbringen – Sofortige Einrichtung zusätzlicher 
Erstaufnahmeeinrichtungen für Bayern 
Drs. 17/47, 17/147 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z  Z 
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4. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Flüchtlinge menschenwürdig behandeln – Bargeld statt Essenspakete 
Drs. 17/48, 17/148 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH  Z 

 

5. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sofort aus der Bayernkaserne in München 
in Jugendhilfeeinrichtungen verlegen – zusätzliche Plätze in der Clearingstelle für 
minderjährige Flüchtlinge schaffen! 
Drs. 17/54, 17/149 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z  Z 

 

6. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht über die Ergebnisse der repräsentativen Umfrage unter bayerischen 
Pflegekräften zur Pflegekammer vorlegen! 
Drs. 17/53, 17/189 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller,  
Kathi Petersen u.a. SPD 
Pflegenotstand in Bayern 
Drs. 17/86, 17/190 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 
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8. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller,  
Kathi Petersen u.a. SPD 
Befragung zur Einrichtung einer Pflegekammer in Bayern 
Drs. 17/87, 17/191 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

9. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Repräsentative Umfrage zur Errichtung einer Pflegekammer – wo sind die 
Ergebnisse? 
Drs. 17/91, 17/192 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Mütze 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
BayernLB: Rückzahlungen sicher? Landtag informieren! 
Drs. 17/123, 17/173 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen  

der den Antrag für erledigt erklärt hat 

11. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Neue Turbulenzen bei der Landesbank - Sachstandsbericht 
Drs. 17/144, 17/174 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat  

12. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Harald Güller, Günther Knoblauch 
u.a. SPD 
Risiken bei der BayernLB und Kosten für den Staatshaushalt 
Drs. 17/159, 17/175 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
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13. Antrag der Abgeordneten Dr. Franz Rieger, Walter Taubeneder,  
Alex Dorow u.a. CSU, 
Dr. Linus Förster, Susann Biedefeld, Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD, 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Christine Kamm, Jürgen Mistol BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Subsidiarität – Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem  
in Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuererklärung  
(BR-Drs. 735/13) 
Drs. 17/120, 17/121 (E)  

Es wurde nicht beantragt, die Angelegenheit der Vollversammlung 
vorzulegen. 

Die Eilentscheidung (Beschluss) des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen  
vom 26. November 2013 gemäß § 151 GeschO ist somit endgültig.  
(Drs. 17/122). 

Ein Plenarbeschluss ist nicht mehr erforderlich. 

 

Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage
zur 7. Vollsitzung am 10. Dezember 2013


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/120 vom 25.11.2013
	Mitteilung 17/122 vom 26.11.2013
	Beschluss des federführ. Aussch. in eilbed. Angelegenheiten des BR gem. § 151 GeschO 17/121 des BU vom 26.11.2013
	Plenarprotokoll Nr. 7 vom 10.12.2013

